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n -11 toder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr. Frischenschlager, Dipl.-Ing. Dr. Pawkowicz 

an den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

betreffend eines möglichen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrund­

satz durch Diskriminierung bestimmter Regionen innerhalb des 

einheitlichen Wirtschaftsgebietes österreich 

Da Österreich im Sinne der Bundesverfassung ein einheitlicher 

Wirtschaftsraum ist, kann es wohl nur als ein krasser Verstoß 

gegen den Gleichheitsgrundsatz betrachtet werden, wenn einzig und 

allein Pinzgauer Frächter durch ein Nachtfahrverbot auf der B 312 

getroffen werden~ weswegen dem Bundesminister für öffentliche 

Wirtschaft und Verk~hr im Wege der mittelbaren Bundesverwaltung 

zukommt, die Landesregierung zur Aufhebung des Verbotes zu 

zwingen. 

Selbstverständlich müsse der Transitverkehr im Interesse der 

Anrainer massiv beschränkt werden, weshalb sowohl die nunmehrige 

HaI tung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die 

Gesamtemmissionen senken zu wollen, genauso wie alle einschlägigen 

Aktivitäten des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr begrüßt werden, jedoch eine wahllose und nicht sachgerecht 

differenzierte Diskriminierung eines gesamten Wirtschaftszweiges 

einer Region nicht hingenommen werden kann. 

Da die einzige saChgerechte Differenzierung das tatsächliche 

Ausmaß an Lärm und Schadstoffemmission ist, veranlaßt die unter­

fertigten Abgeordneten zu folgender 
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A n fra g e : 

1) Sind Sie bereit für sämtliche Schwerfahrzeuge umweltrelevante 
Einschränkungen, wie insbesondere rigorose Höchstgrenzen für 
Lärm und Schadstoffemmissionen anstelle von regional einseitig 

diskrimminierenden Verboten zu erlassen? 
a. Wenn ja, wann? 
b. Wenn nein, warum nicht? 

2) Sind Sie bereit, Transitkontingente so festzusetzen, daß die 
einseitige und undifferenzierte Diskriminierung eines regiona­

len Wirtschaftszweiges verhindert wird? 
a. Wenn nein,warum nicht? 
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FPD, 4.2.1991 

FREIHEITLICHE PARTEI 
ÖSTERREICHS 
LANDESGESCHAfTSSTELLE 

A-5020 SALlBURG 
PARACELSUSSTRASSE 10 
TEl. 0 662/75 214-0 
FAX. 0 662/75 214-33 

FP-NA~g. FRISCHENSCHl:.AGER~ lKW-NACHlfFAHRVrER­
BOT FUR PINZGAUER fRACHTER IST VERFASSUNGS­
WIDRIG. 

Der Salzburger FP-Nationalratsabgeordnete Dr. Friedhelm Frischen­
schlager forderte heute, 2.4.1991, in einer parlamentarischen Anfrage 
Verkehrsminister Dip!. Ing. Rudolf Streicher auf, das von der Tiroler 
Landesregierung gegen Pinzgauer Frächter gerichtete Nachtfahrverbot 
auf der B 312 aufzuheben. 

Er trete dafür ein, daß zumindest lärmarme lKWs fahren dürften, er­
klärte Frischenschlager. Dem Verkehrsminister stehe es im Rahmen der 
mittelbaren Bundesverwaltung zu, die Landesregierung zur Aufhebung 
des Verbotes zu zwingen. Sollte es nicht dazu kommen, so verlange er, 

,.,,--frischenschlager, daß die Bundesregierung diese Verordnung beim 
" Verfassungsgerichtshof we'gen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrund-". \ .... _ .. 

'. satz anfechte. Frischenschlager begründete seine Vorgängsweise da-
mit, daß Österreich nach wie vo(ein einheitliches Wirtschaftsgebiet sei. "--
Es s~i d.a~e~ verfassungwi~:'einzlg und allein die Pinzgauer Frächtef" \ 
zu dlsknmlnleren. --._._ .. ~ 

Er, Frischenschlager, trete daher dafür ein, den Transitverkehr im Inte-

f
resse der Anrainer dadurch zu beschränken, daß für sämtliche lKWs 
umweltrelevante Einschränkungen, wie rigorose lärm- und Abgasvor­
schriften, erlassen sowie Transitkontingente festgesetzt werden. Eine 
Diskriminierung eines regionalen Wirtschaftszweiges lehne er ab, er­
klärte der freiheitliche Nationalratsabgeordnete abschließend. 
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